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Liebe Mandanten, 
liebe Geschäftspartner, 

etwas später im Jahr erhal-
ten Sie unsere Sommeraus- 
gabe, nachdem uns im Früh-
jahr … Sie wissen schon, an-
derweitige Kapazitäten ab-
verlangt wurden.

Heute dabei: Photovoltaikan-
lage, Doppelbesteuerung bei 
Renten, AWV-Meldepflichten, 
neues zur Grundsteuer u.a.

Anfang Mai ist unser Team 
in Baden-Baden in neue 
Räumlichkeiten eingezogen. 
Wir freuen uns, Sie in naher 
Zukunft einmal persönlich 
begrüßen zu dürfen.

Eine schöne Sommerzeit
wünscht Ihnen 

Ihr MHP-Team

Diese Regelung gilt gleichlau-
tend für Blockheizkraftwerke 
mit einer Leistung von bis zu 
2,5 kW.

Es ist jedoch auch Vorsicht ge-
boten: Dieser Antrag gilt rück-
wirkend für noch nicht endgül-
tig veranlagte Zeiträume. 

Schon im Herbst hatte sich 
Baden-Württemberg dafür 
eingesetzt, dass eine Steuer-
befreiung für kleine PV-An-
lagen mit dem Jahressteuer-
gesetz 2020 umgesetzt wird. 
Sowohl im Finanzausschuss 
als auch im Plenum des Bun-
desrates wurde der damalige 
Antrag mehrheitlich beschlos-
sen, aber dann vom Gesetzge-
ber nicht weiterverfolgt. Nun 
wurde die Initiative über eine 
Vereinbarung zwischen den 
obersten Finanzbehörden der 
Länder und dem Bundesfi-
nanzministerium getroffen.

Fazit: 
Diese Vereinfachungsregel ist 
zu begrüßen, da die bisheri-
gen steuerlichen Regelungen 
einen Eigenheimbesitzer 
zwangsläufig zum steuerli-
chen Unternehmer eingestuft 
haben und nicht mehr in die 
Zeit der erneuerbaren Energi-
en passen. 

Jochen Uhrig
Steuerberater

juhrig@mhp-kanzlei.de

PRIVAT BETRIEBENE PHOTOVOLTAIKANLAGEN - 
WEGFALL VON ERKLÄRUNGSPFLICHTEN

Bund und Länder haben sich 
darauf verständigt, dass Ein-
künfte aus dem Betrieb kleiner 
Photovoltaik-Anlagen mit bis 
zu 10 kW peak von der Einkom-
mensteuer künftig nicht mehr 
erfasst werden.

Der baden-württembergische 
Finanzminister Dr. Danyal 
Bayaz erklärte dazu: „Die Ein-
künfte aus den kleinen Photo-
voltaik-Anlagen nicht bei der 
Einkommensteuer erklären 
zu müssen, spart jede Menge 
Bürokratie. Den Betreibern 
solcher Anlagen geht es in der 
Regel nicht um Gewinn. Das 
sind Eigenheimbesitzer und 
-besitzerinnen, die vor allem 
klimafreundlich Sonnenstrom 
erzeugen wollen.“

Bis jetzt waren umfangreiche 
Erklärungspflichten bei sol-

Die Einkünfte aus kleinen Photovoltaik-Anlagen müssen zukünftig nicht mehr bei der Einkommensteuererklärung angegeben 
werden. Dies macht den Einsatz kleiner Photovoltaik-Anlagen attraktiver und spart Bürokratie.

chen kleinen Anlagen erfor-
derlich, die in den Finanzäm-
tern wiederum geprüft werden 
mussten. Solche Pflichten fal-
len nun weg.

Photovoltaik-Anlagen ab 2004 
betroffen
Die Vereinfachungsregelung 
gilt für die Anlagen, die nach 
dem 31.12.2003 errichtet wur-
den. Einkünfte aus solchen 
Anlagen müssen in Einkom-
mensteuererklärungen nicht 
mehr angegeben werden. Es 
ist vorgesehen, dass die Fi-
nanzämter bei der Bearbei-
tung der Steuererklärung auf 
die betroffenen Steuerpflich-
tigen schriftlich zugehen wer-
den.

Auf Antrag des Steuerpflich-
tigen kann zu diesen Anlagen 
künftig eine fehlende Gewinn-

erzielungsabsicht unterstellt 
werden. 

Voraussetzung hierzu sind 
neben der Anlagenleistung 
von unter 10 kW, dass die-
se Anlagen auf zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten oder 
unentgeltlich überlassenen 
Ein- und Zweifamilienhaus-
grundstücken installiert sind. 

EDITORIAL

Laut Jahressteuergesetz 
2020 können Arbeitnehmer 
für 2020 und 2021 pro Kalen-
dertag, an welchem sie be-
ruflich zu Hause gearbeitet 
haben 5 EUR pro Tag / max. 
600 EUR pro Jahr geltend 
machen. 

Ein Abzug für Entfernungs-
pauschale bzw. Reisekosten 
ist an diesen Tagen nicht zu-
lässig. 

Die Homeoffice-Pauschale 
wird in die Werbungskos-
ten-Pauschale in Höhe von 
1.000 EUR eingerechnet. 

HOMEOFFICE-
PAUSCHALE

GEÄNDERTE
PENDLERPAUSCHALE
Der Begriff „Erste Tätigkeits-
stätte“ hat die Gesetzesfas-
sung angepasst, dieser löst 
die regelmäßige Arbeitsstätte 
ab. 

Ab 01.01.2021 berechnet sich 
die  Entfernungspauschale 
Fahrten zwischen der Woh-
nung und erster Tätigkeits-
stätte wie folgt.

bis 20 km                    0,30 €
ab dem 21. km             0,35 €

WICHTIGE INFO
FÜR ARBEITNEHMER
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VERBILLIGTE VERMIETUNG -  
NEUREGELUNG ... ABER KEINE VEREINFACHUNG!

Für das Finanzamt liegt dann 
nämlich der Verdacht nahe, 
dass es  bei der Vermietung in 
erster Linie darum geht in der 
Steuererklärung Werbungs-
kosten geltend machen zu kön-
nen. Damit das Mietverhältnis 
vom Finanzamt anerkannt wird, 
muss es daher dem Fremdver-
gleichsgrundsatz standhalten. 

Bis 2020 galt hierzu Folgendes: 
Beträgt die Warmmiete min-
destens 66 Prozent der orts-
üblichen Miete (= Kaltmiete + 
nach Betriebskostenverord-
nung umlagefähigen Betriebs-
kosten), dann können die Wer-
bungskosten vollumfänglich in 
Abzug gebracht werden. Wenn 
die Warmmiete weniger als 66 
Prozent der ortsüblichen Miete 
betrug, dann wurden die Wer-
bungskosten anteilig gekürzt.

Mit dem Jahressteuergesetz 
2020 wurde die Grenze ab dem 
01.01.2021 von 66 Prozent auf 
50 Prozent herabgesetzt. Dies 

klingt zunächst gut und soll 
dazu dienen, dass Vermieter, 
die auf Mieterhöhungen ver-
zichten dennoch die Werbungs-
kosten vollumfänglich geltend 
machen können. 

Aber Achtung: Bei einer Ver-
mietung zwischen 50 Prozent 
und 66 Prozent der ortsübli-
chen Marktmiete ist zukünftig 
eine Totalüberschussprogno-
se erforderlich. Das bedeu-
tet, dass der Vermieter dem 
Finanzamt darlegen muss, 
dass über den voraussichtlich 
gesamten Zeitraum der Ver-
mietung ein Total-Überschuss 
erzielt werden wird. Nur, wenn 
diese Totalüberschussprogno-
se positiv ausfällt, können die 
Werbungskosten zu 100 Pro-
zent in der Steuererklärung 
geltend gemacht werden. An-
sonsten erfolgt eine anteilige 
Kürzung. Eine solche Prognose 
führt regelmäßig zu erhöhtem 
Bürokratieaufwand und Streit-
potenzial mit dem Finanzamt.

Wir raten daher davon ab, bei 
der Vermietung an Angehörige 
aufgrund dieser Neuregelung 
die Miete unter 66 Prozent der 
ortsüblichen Marktmiete zu 
senken. Außerdem gilt grund-
sätzlich, dass die Miete in re-
gelmäßigen Abständen geprüft 
und gegebenenfalls nach oben 
angepasst werden sollte.

Carolin Knapp 
Steuerberaterin

cknapp@mhp-kanzlei.de

Steffen Hort 
Steuerberater

short@mhp-kanzlei.de

Die Vermietung von Wohnraum führt grundsätzlich zu Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. Vorsicht ist jedoch geboten, 
wenn an nahe Angehörige verbilligt vermietet wird. 

Die Miete beträgt ... Steuerliche Auswirkung

... mehr als 66 Prozent der orts-
üblichen Marktmiete

Werbungskosten sind voll ab-
zugsfähig

... zwischen 50 Prozent und 
66 Prozent der ortsüblichen 
Marktmiete

Totalüberschussprognose er-
forderlich
Bei positiver Totalüberschus-
sprognose sind die Werbungs-
kosten voll abzugsfähig, an-
sonsten erfolgt eine anteilige 
Kürzung. 

... weniger als 50 Prozent der 
ortsüblichen Marktmiete

Die Werbungskosten sind nur 
anteilig abzugsfähig

Neuregelung ab 01.01.2021

EINKOMMENSTEUERERKLÄRUNG 2020
MIT MERKLISTE UND IN DIGITALER FORM  
Für das Jahr 2020 liegt unsere 
Einkommensteuer-Checkliste 
für Sie bereit. Die Checkliste 
hilft Ihnen dabei, Ihre Unterla-
gen zusammenzustellen und 
keine steuerrelevanten Doku-
mente zu vergessen. Selbst-
verständlich haben wir in der 
Checkliste auch die Änderun-
gen aufgrund des Jahressteu-
ergesetzes 2020 berücksichtigt 
– zum Beispiel die coronabe-
dingt neue – eingeführte Ho-
me-Office Pauschale.

Sofern Sie die Checkliste nicht 
bereits von uns erhalten ha-
ben, können Sie diese auf un-
sere Website unter https://
mhp-kanzlei.de/wp-content/
uploads/2021/01/Checklis-

te_Einkommensteuer_Veranla-
gungsjahr_2020.pdf abrufen.

Wir freuen uns, Ihre Unterlagen 
in der nächsten Zeit zu erhalten 
– gerne in digitaler Form. Mit 
DATEV Meine Steuern können 
Sie uns Ihre Belege zeit- und 
ortsunabhängig digital zur Ver-
fügung stellen – auch unter-
jährig zum Beispiel direkt nach 
Erhalt einer Beleg-Rechnung. 
Sie laden Ihre Belege für die 
Einkommensteuererklärung in 
der DATEV Online-Anwendung 
mittels Scanner an Ihrem PC 
oder per App „DATEV Upload 
mobil“ über Ihr Smartphone in 
DATEV Meine Steuern hoch. 
Sobald alles bereitgestellt wur-
de, informieren Sie uns und wir 

können mit der Bearbeitung 
starten.

Kontaktieren Sie Ihren Sach-
bearbeiter, wenn Sie DATEV 
Meine Steuern nutzen wollen –  
Wir registrieren Sie!

Carolin Knapp 
Steuerberaterin

cknapp@mhp-kanzlei.de

Steffen Hort 
Steuerberater

short@mhp-kanzlei.de
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UNTERHALTSLEISTUNGEN - 
DER ZEITPUNKT DER ZAHLUNG IST ENTSCHEIDEND

Voraussetzung für den Abzug 
ist, dass die unterhaltene Per-
son kein oder nur ein geringes 
Vermögen besitzt und daher 
unterhaltsbedürftig ist. 

In der Einkommensteuererklä-
rung 2020 kann ein Höchstbe-
trag von 9.408 EUR angesetzt 
werden. Ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2021 beträgt der 
U n t e r h a l t s h ö c h s t b e t r a g  
9.744 EUR.

Unterhaltsleistungen kön-
nen sowohl Geldleistungen 
als auch Sachleistungen sein. 
Wichtig ist, dass es sich hierbei 
um zwingend typische Aufwen-
dungen zur Bestreitung des Le-
bensunterhalts handeln muss. 
Die Zahlungen können sowohl 
laufend erfolgen als auch ein-
malig, gelegentlich oder unre-
gelmäßig.

Es muss allerdings darauf ge-
achtet werden, wann die Un-
terhaltszahlungen erfolgen. 
Unterhaltsleistungen dürfen 
nämlich nicht auf Monate zu-
rückbezogen werden, die vor 
dem Zahlungsmonat liegen. Es 
wird davon ausgegangen, dass 
es sich um eine Zahlung han-
delt, um die zukünftigen Le-
benshaltungskosten abzude-

Unterhaltsleistungen gegenüber gesetzlich unterhaltsberechtigten Personen können sich in der Einkommensteuererklärung als 
außergewöhnliche Belastung steuermindernd auswirken. Als Unterhaltsempfänger kommen (Schwieger-) Eltern, im Ausland le-
benden Ehegatten oder z. B. auch erwachsene Kinder, für die kein Anspruch auf Kindergeld oder Kinderfreibetrag besteht, in 
Betracht. 

cken. Außerdem ist die Zahlung 
nur im Abflussjahr steuermin-
dernd zu berücksichtigen.

Beispiel:
Der Steuerpflichtige unter-
stützt seinen bedürftigen Vater 
mit einer einmaligen Zahlung 
von 5.000 EUR. Er überweist 
den Betrag im Dezember 2020 
an seinen Vater.

Da die Zahlung im Dezem-
ber erfolgt kann nur 1/12 des 
Unterhaltshöchstbetrags an-
gesetzt werden. Das heißt, 
von den 5.000 EUR sind nur 
784 EUR (Höchstbetrag 2020 
9.408 EUR x 1/12) berücksich-
tigungsfähig. Ein Ansatz des 
verbleibenden Betrags in der 
Steuererklärung 2021 ist nicht 
möglich, da hier kein Abfluss 
stattgefunden hat.

Das Finanzamt prüft dann auch 
noch, ob die Unterhaltszahlun-
gen in einem angemessenen 
Verhältnis zum Nettoeinkom-
men des Steuerpflichtigen ste-
hen. Das heißt, ihm muss trotz 
der Unterhaltszahlungen ge-
nug Geld verbleiben, um seinen 
eigenen Lebensunterhalt zu 
bestreiten (sogenannte Opfer-
grenze).

Eine Ausnahme hiervon gilt bei 
Unterhaltszahlungen an den 
Ehegatten. Hier wird davon 
ausgegangen, dass die Zahlung 
zur Deckung des Lebensunter-
halts für das gesamte Jahr gilt. 
Es erfolgt also keine Kürzung 
für Monate, die vor dem Zah-
lungsmonat liegen. Auch eine 
Berechnung der Opfergrenze 
gibt es hier nicht.

Die Unterhaltsleistungen sind 
nachzuweisen, am besten an-
hand von Bankbelegen und 
Kontoauszügen. Bei Barzah-
lungen erfolgt im Idealfall eine 
Abhebung am Geldautomat und 
die Übergabe muss dokumen-
tiert werden. Erfolgen Unter-
haltszahlungen an Verwandte 
im Ausland gilt eine höhere 
Beweisbeschaffungspflicht. 
Die Bedürftigkeit des Unter-

haltsempfängers kann hier 
mithilfe einer zweisprachigen 
Unterhaltserklärung erfolgen, 
die in den gängigsten Sprachen 
vom Bundesfinanzministerium 
zur Verfügung gestellt wird.

Fazit: Mit Ausnahme von Un-
terhaltsleistungen an den Ehe-
gatten sollten die Zahlungen 
laufend oder zu Beginn des 
Jahres unbar erfolgen, um eine 
anteilige Kürzung des Höchst-
betrags für Monate vor der 
Zahlung zu vermeiden.

Carolin Knapp 
Steuerberaterin

cknapp@mhp-kanzlei.de

Steffen Hort 
Steuerberater

short@mhp-kanzlei.de

nach § 35c EStG

In unserem MHP Magazin 
Ausgabe 01/2020 hatten wir 
Sie bereits über neue steu-
erliche Förderung bei ener-
getischen Sanierungsmaß-
nahmen an selbstgenutzten 
Gebäuden informiert. 

Das neue Merkblatt hierzu 
können Sie entweder bei Ih-
rer/Ihrem Sachbearbeiter*in 
anfordern oder auf unserer 
Website herunterladen: 

h t t p s : / / m h p - k a n z -
l e i . d e / w p - c o n t e n t /
u p lo a d s / 2 0 2 1 / 0 4 / M e r k -
blatt_-_Foerderung_der_
energetischen_Sanierung_
nach___35c_EStG.pdf

ENERGETISCHE
SANIERUNG

Änderungen für Unter- 
nehmen 

Folgenden Download finden 
Sie auf unserer Website:

h t t p s : / / m h p - k a n z le i . d e /
wp-content/uploads/2021/04/
Merkblatt_-_Umsatzsteuer_
nach_dem_BREXIT_-_Aende-
rungen_fuer_Unternehmen.
pdf

Umsatzsteuer 
nach dem Brexit

INFOTHEK
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Gemäß dem Außenwirtschafts-
gesetz (AWG) in Verbindung mit 
der sog. Außenwirtschaftsver-
ordnung (AWV) sind Zahlungen 
von sog. Gebietsfremden (Aus-
länder) oder für deren Rech-
nung an sog. Gebietsansässige 
(Inländer) von diesen Gebiets-
ansässigen zu melden. Ebenso 
sind Zahlungen von Gebietsan-
sässigen an Gebietsfremde von 
den Gebietsansässigen elekt-
ronisch an die Deutsche Bun-
desbank zu melden. Es spielt 
hierbei keine Rolle, ob natür-
liche oder juristische Perso-
nen am Vorgang beteiligt sind. 
Diese Meldungen dienen der 
Erstellung der Zahlungsbilanz 
der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Von der Meldepflicht ausge-
nommen sind allerdings:

1.	 Zahlungen, die 12.500 Euro 
nicht übersteigen oder de-
ren Gegenwert 12.500 EUR 
nicht übersteigt.

2.	 Zahlungen für Warenein- 
oder -ausfuhren, da diese 
bereits durch die Ausfuhran-
meldungen bzw. Zollanmel-
dungen erfasst werden.

3.	 Zahlungen für kurzfristige 
Kredite von nicht mehr als  
12 Monaten Laufzeit, da die-
se innerhalb eines Jahres 
zurückgezahlt werden und 
somit die Jahresstatistik 
nicht beeinflussen bzw. die-
se unnötig verzerren wür-
den. 

4.	 Nicht meldepflichtig sind 
auch Tagesgeldanlagen 
oder Festgelder bis zu ei-
nem Jahr Laufzeit, die von 
Inländern bei ausländischen 
Banken angelegt werden, 
einschließlich deren Rück-
zahlung.

Zahlungen bedeutet in diesem 
Zusammenhang nicht nur die 
Geldbewegung selbst, sondern 
auch die Aufrechnung und die 
Verrechnung von Geldbeträgen, 

sowie das Einbringen von Sa-
chen und Rechten in Unterneh-
men, Zweigniederlassungen 
und Betriebsstätten.

Umfangreiche und sich regel-
mäßig ändernde Vorschriften 
erschweren die Meldepflich-
ten, die bereits jetzt schon sehr 
komplex sind. Die Einhaltung 
der Bestimmungen wird re-
gelmäßig durch die Deutsche 
Bundesbank sowie die Zolläm-
ter geprüft. Verstöße werden 
zunehmend sanktioniert.

Es gibt bei der Deutschen Bun-
desbank insgesamt 14 unter-
schiedliche Meldeformulare, 
die sich an verschiedene Adres-
saten richten bzw. verschiede-
ne Meldezwecke erfüllen. Die 
Meldeformulare stellen jeweils 
unterschiedliche Anforderun-
gen an die meldepflichtigen 
Sachverhalte. Auch ist nach 
verschiedenen Meldemerkma-
len zu unterscheiden. So sind  
z. B. die Anlagen Z4 und Z8 spä-
testens bis zum 7. Kalendertag 
nach Ende des Berichtsmonats 
zu übermitteln. Die Anlagen 
Z10 bis Z15 sind bis zum 5. Tag 
nach Ende des Berichtsmonats 
zu übermitteln. Fristverlänger- 
ungen sind nicht möglich. 

Die Sanktionierung von Verstö-
ßen (falsche/unvollständige/
verspätet eingereichte Meldun-
gen usw…) gegen diese Melde-
pflichten kann zu Bußgeldern 
(je Verstoß) führen. Zuständig 
für diese Ordnungswidrigkeiten 
sind die Zollbehörden, die Buß-
gelder i. H. v. bis zu 30.000 EUR 
pro Verstoß erheben können.

Es zeigt sich in den letzten 
Jahren, dass die Deutsche 
Bundesbank im Rahmen von 
Vor-Ort-Prüfungen Unterlagen 
(z. B. Rechnungen, Bankaus-
züge, Verträge usw.) verstärkt 
ins Visier nimmt, um potenziell 
meldepflichtige Sachverhalte 
zu prüfen bzw. zu bewerten, 

ob die Meldung bisher korrekt 
erfolgt ist. Im Rahmen der be-
zeichneten Prüfungen wird 
aber auch die sog. „Meldeorga-
nisation“ selbst unter die Lupe 
genommen.  Hier geht es ins-
besondere um die Bewertung 
des Aufbaus des Meldewesens 
und der damit zusammenhän-
genden Verantwortlichkeiten. 
Ebenso werden Arbeitsabläufe 
und Prozessbeschreibungen 
geprüft. Schon aus Gründen 
der Haftung für die verant-
wortlichen Personen im Un-
ternehmen  sollten klare und 
eindeutige Strukturen der Mel-
deorganisation vorhanden sein.

In der Praxis  zeigen sich vor 
allem nachfolgend dargestellte 
Fehlerquellen bei den Außen-
wirtschaftsmeldungen:

1.	 Unkenntnis bzw. Unklarhei-
ten bzgl. der anzuwenden-
den Regelungen. 

2.	 Die Verantwortlichkeiten 
im Unternehmen sind nicht 
klar definiert. Dadurch fehlt 
die notwendige Abgrenzung 
der zu meldenden Sachver-
halte. Fehlende Meldungen 
oder Doppelmeldungen 
können die Folge sein.

3.	 Inhaltliche Fehler bei Erstel-
lung der Meldungen durch 
sog. „Prozessschwächen“ 
bzw. „Fehler im System“. 
Steigender Kostendruck in 

Unternehmen kann dazu 
führen, dass notwendige 
manuelle Kontrollen oder 
Plausibilisierungen  von 
automatisiert erstellten 
Auswertungen/Reports zu 
kurz kommen oder gar nicht 
mehr erfolgen. Dadurch 
können mögliche inhaltliche 
Fehler der Meldungen kaum 
erkannt werden. Die Folge 
ist, dass sich mögliche Feh-
ler in späteren Meldungen 
unerkannt wiederholen. 

Es besteht die Möglichkeit, 
wenn entsprechende Feh-
ler erkannt werden, eine sog. 
„Selbstanzeige“ vorzunehmen, 
um die fehlerhaften Meldungen 
zu korrigieren bzw. eine feh-
lende Meldung nachzuholen. 
Nach den Vorschriften des AWG 
unterbleibt die Verfolgung als 
Ordnungswidrigkeit in Fällen 
der Fahrlässigkeit, wenn ein 
Verstoß im Wege der Eigen-
kontrolle aufgedeckt und der 
Deutschen Bundesbank nach-
gemeldet wird.

Patrick Heinold
Steuerberater

pheinold@mhp-kanzlei.de

 

Wer kennt sie nicht, die Hinweise auf Bankauszügen in Sachen „AWV-Meldepflicht beachten“ ?

BUSSGELDFALLE - 
AUSSENWIRTSCHAFTSMELDUNGEN
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NEUE GRUNDSTEUER IN BADEN-WÜRTTEMBERG AB 2025
NEUE WERTERMITTLUNG AUF DEN STICHTAG 01.01.2022

Beim Bundesmodell des Fi-
nanzministers muss der Wert 
aller Grundstücke neu be-
stimmt werden, da die Grund-
steuer nun nach Bodenwert 
und Miete berechnet wird. 
Hierfür müssen 36 Millionen 
Grundstücke neu bewertet 
werden.

Wir berichteten hierzu bereits 
in den Ausgaben 03/2019 und 
02/2020.

Als erstes Bundesland hat 
Baden-Württemberg am 
04.11.2020 ein vollständig ei-
genes Grundsteuergesetz ver-
abschiedet. In Baden-Würt-
temberg wird die Grundsteuer 
damit nach dem modifizierten 
Bodenwertmodell ermittelt. 
Die Neuregelung greift für die 
Grundsteuererhebung ab dem 
Jahr 2025.

Modifiziertes Bodenwert- 
modell
Beim modifizierten Bodenwert-
modell erfolgt die Bewertung 
mit der Grundstücksfläche 
und dem Bodenrichtwert. Für 
die Bewertung werden Grund-
stücksfläche und Bodenricht-
wert miteinander multipliziert. 
Das Ergebnis ist der Grund-
steuerwert, der den verfas-
sungswidrigen Einheitswert 
in Zukunft ersetzt. Auf die Be-
bauung kommt es für die Be-
wertung nicht an. Differenzie-
rungen werden nicht über die 
Bewertung sondern auf Ebene 
der Steuermesszahlen vorge-
nommen.

Grundsteuermesszahl und der 
Grundsteuermessbetrag
Mithilfe der Grundsteuermess-
zahl werden die Grundstücks-
werte an die neuen Verhältnis-
se angepasst. Für Grundstücke 
beträgt die Steuermesszahl 
1,30 Promille. Auf Ebene der 
Steuermesszahl werden zu-

Der Bundesrat hat am 08.11.2019 der vom Bundesverfassungsgericht geforderten Reform der Grundsteuer zugestimmt. Den Län-
dern wurde jedoch mit der Öffnungsklausel die Möglichkeit gegeben, ganz oder teilweise vom Bundesgesetz von Finanzminister 
Olaf Scholz (SPD) abzuweichen.

dem besonders förderwürdige 
und förderbedürftige Zwecke 
unterstützt. So wird die Steu-
ermesszahl für überwiegend 
zu Wohnzwecken genutzte 
Grundstücke um 30 Prozent 
ermäßigt, um das Grundbe-
dürfnis „Wohnen“ angemessen 
zu berücksichtigen. Überwie-
gend dient ein Grundstück zu 
Wohnzwecken, wenn der Anteil 
der Wohnungsnutzung an der 
gesamten Wohn- und Nutzflä-
che den Anteil der wohnfrem-
den Nutzung übersteigt (Woh-
nungsnutzung > 50 Prozent). 
Durch die Multiplikation des 
Grundsteuerwertes mit der 
Steuermesszahl erhält man 
den sogenannten Grundsteuer-
messbetrag. Aus ihm und dem 
jeweiligen Hebesatz ermitteln 
die Gemeinden die konkrete 
Grundsteuer.

Hebesatz
Mit dem Hebesatz bestimmen 
die Kommunen vor Ort, wie 
hoch die Grundsteuerbelastung 
wird. Er wird im Amtsblatt und 
oftmals auf der Homepage der 
Kommunen veröffentlicht.

Berechnungsbeispiel Grund-
steuer B
Einfamilienhaus
Grundstücksgröße: 500 qm
Bodenrichtwert: 400 EUR
Hebesatz Gemeinde X: 350 Pro-
zent

Grundsteuerwert	 	
500 qm x 400 EUR / qm = 
200.000 EUR

Steuermessbetrag	 
1,3 ‰ abzüglich 30 %-Abschlag 
(Einfamilienhaus, überwiegend 
zu Wohnzwecken genutzt)
= 0,91 ‰ Steuermesszahl neu

Grundsteuermessbetrag	
200.000 EUR x 0,91 ‰ =  
182 EUR

Grundsteuer			 
182 EUR x 350 % = 637 EUR

Was müssen Eigentümer kon-
kret veranlassen?
Die neue Wertermittlung (Fest-
stellung Grundsteuerwert) er-
folgt auf den Stichtag 1. Januar 
2022 und wird alle sieben Jahre 
aktualisiert. Eigentümer wer-
den im Laufe des Jahres 2022 
dazu aufgefordert werden, Er-
klärungen zur Feststellung der 
Grundsteuerwerte abzugeben. 
Für die Grundsteuer B (alle 
Grundstücke, die nicht zu ei-
nem land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieb zählen) muss 
die Grundstücksgröße und der 
Bodenrichtwert eingetragen 
werden.

Auch muss die Frage beantwor-
tet werden, ob das Grundstück 
überwiegend zu Wohnzwecken 
dient (Wohnungsnutzung > 50 
Prozent).

Wird es große Unterschiede zur 
jetzigen Berechnung geben? 
Die Kommunen haben über 
ihr Hebesatzrecht erhebli-
chen Einfluss auf die Höhe der 
Grundsteuer. Die Hebesätze für 

das neue Recht ab dem Jahr 
2025 sind von den Kommunen 
noch nicht festgesetzt worden. 
Es können daher noch keine 
Aussagen über die konkre-
te Höhe der Grundsteuer ge-
macht werden. Grundsätzlich 
haben sich die kommunalen 
Landesverbände zur Aufkom-
mensneutralität bekannt. Al-
lerdings wird es in Einzelfällen 
zu Belastungsverschiebungen 
kommen.

Fazit:
Grundsätzlich gilt, dass die 
modifizierte Bodenwertsteuer 
baureife, unbebaute Grundstü-
cke verteuern wird und effizi-
ent bebaute Grundstücke – wie 
häufig bei Mehrfamilienhäu-
sern gegeben – entlasten wird.

Ariane Kloeß
Steuerberaterin

akloess@mhp-kanzlei.de
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VIRTUELLE  AUSBILDUNGSMESSE - 
EINSTIEG BERUF 2021

Die Ausbildung von jungen 
Menschen und Nachwuchs-
kräften bei MHP ist uns ein 
großes Anliegen. Unter „nor-
malen Umständen“ hätten wir 
Ihnen daher von der Vor-Ort 
Ausbildungsmesse „Einstieg 
Beruf“ aus der dm-Arena be-
richtet. Nun kam alles anders 
als geplant, so dass ein Mes-
sestand vor Ort leider nicht 
möglich war.  

Um dennoch Ausbildungsinte-
ressierten einen Einblick in die 
Ausbildungsmöglichkeiten bei 
MHP zu geben, hat unser Aus-

Heute Wissen was morgen zählt – bedeutet auch mal neue Wege zu gehen:
Unsere Teilnahme an der virtuellen Ausbildungsmesse 

bildungsteam sehr ambitioniert 
an unserem ersten virtuellen 
Messestand „gebaut“. So hat 
MHP Ende Januar an einer vir-
tuellen Ausbildungsmesse teil-
genommen. 

Insgesamt haben an der virtu-
ellen Ausbildungsmesse 166 
Ausbildungsunternehmen und 
Bildungseinrichtungen teilge-
nommen. Hiervon waren wir als 
einzige Steuer- und Rechtsbe-
ratungskanzlei vertreten. Be-
worben und informiert haben 
wir über folgende Ausbildungs-
berufe:

• Ausbildung zur/zum Steu-
erfachangestellten

• Ausbildung zur/zum Bache-
lor of Arts, RSW: Steuern 
und Prüfungswesen

• Ausbildung zur/zum Kauf-
frau/Kaufmann für Digitali-
sierungsmanagement

Auch wenn eine virtuelle Aus-
bildungsmesse für alle Be-
teiligten wie auch die Schüler 
echtes Neuland war – sind wir 
stolz auf diese Erfahrung und 
die kurzfristige Umsetzung in 

unserem Team. So haben wir 
uns gefreut, digital über die 
Ausbildung zu informieren und 
aufzuzeigen welche Chance die 
Ausbildung in unserer Branche 
auf einen modernen und digita-
len Beruf bietet. 

Unser Anspruch ist dabei: 
Wir fördern und fordern junge 
Menschen und bieten exzellen-
te Karrierechancen. 

Vegard Maisenbacher 
Steuerberater

vmaisenbacher@mhp-kanzlei.de

Steffen Hort
Steuerberater

short@mhp-kanzlei.de

Unsere offenen Stellen:

Unsere Mitarbeiterin 
Miriam Eisele

hat am 11.03.2021 die Prüfung 
zur Steuerfachwirtin bestan-
den. 

Frau Eisele ist seit 2018 bei 
MHP. 

Sie verstärkt unsere Steuer-
abteilung in Karlsruhe. 

WIR GRATULIEREN
ZUR BESTANDENEN PRÜFUNG

Unsere Mitarbeiterin 
Julia Zimmer

hat am 08.03.2021 die Prüfung 
zur Steuerfachwirtin bestan-
den. 

Frau Zimmer ist seit 2017 bei 
MHP. 

Sie verstärkt unsere Steuer-
abteilung in Baden-Baden.
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DATEV überreichte an uns 
erneut das Label „Digitale 
Kanzlei“.

Die Vergabe ist an jährlich 
neu defi nierte Kriterien 
gebunden, welche sowohl 
uns als Kanzlei als auch die 
Zusammenarbeit mit den 
Mandanten bewertet.

Es garantiert somit auch, 
dass wir beim Thema Di-
gitalisierung und IT-Be-
ratung up to date sind und 
konsequent die digitale Zu-
sammenarbeit mit unseren 
Mandanten anstreben.

Dabei steht Ihnen unser 
kompetentes IT-Team zur 
Seite, um Sie für die Digita-
lisierung fi t zu machen.

www.mhp-kanzlei.de

DIGITALE 
KANZLEI 2021

MHP BADEN-BADEN IST UMGEZOGEN - 
BEI MHP BEWEGT SICH WAS! 
Seit 1. Mai 2021 erreichen Sie 
unsere Niederlassung  in unse-
ren neuen Räumlichkeiten am 
Eingangstor zu Baden-Baden 
in der 

Schwarzwaldstr. 133
76532 Baden-Baden 

(Gebäude ARCADIUM).

Wir freuen uns Sie in unseren 
neuen Büroräumen begrüßen 
zu dürfen. Unser Team in Ba-
den-Baden kann auf einer Ebe-
ne mit kurzen Wegen zusam-
menarbeiten.

Unsere Mandant*innen er-
warten zeitgemäße und große 

Besprechungszimmer, einen 
Aufzug und direkt vor dem Ge-
bäude eine ausreichende An-
zahl von Parkplätzen. 

Patrick Heinold
Steuerberater und Partner

Niederlassungsleiter Baden-Baden

HERZENS-
ANGELEGENHEIT

#FÜR JULIA

Maurice, der Ehemann von 
Julia, hat zu seinem Geburts-
tag nur einen Wunsch - Ihre 
Unterstützung.

Er hat ein Konto eröffnet um 
mit den Spenden Julias ehe-
malige Station im Klinikum 
Karlsruhe zu unterstützen. 

Nähere Infos: 
https://gofund.me/0d6eb96a
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DOPPELBESTEUERUNG VON RENTEN - 
WAS ERWARTET KÜNFTIGE RENTNER?

Der BFH hält mit seinen Ur-
teilen vom 19.05.2021 an sei-
ner bisherigen, auch vom 
Bundesver fassungsger icht 
bestätigten, Rechtsprechung 
zur Rentenbesteuerung fest, 
wonach die aktuellen gesetz-
lichen Regelungen grundsätz-
lich verfassungskonform sind. 
Er stellt allerdings auch klar, 
dass es im konkreten Einzel-
fall nicht zu einer Doppelbe-
steuerung kommen darf.

Eine doppelte Besteuerung er-
gibt sich dann, wenn der steu-
erfreie Teil der Rente niedriger 
ist als die Summe der aus be-
reits versteuertem Einkom-
men geleisteten Beiträge zur 
Rentenversicherung.

Der BFH hat nun hierfür erst-
mals konkrete Berechnungs-
grundlagen festgelegt, die bei 
der Ermittlung einer solchen 
etwaigen doppelten Besteue-
rung zu berücksichtigen sind.
Unter Anwendung dieser Be-
rechnungsformel ergab sich 
bei den Klägern keine doppelte 
Besteuerung. 

Der BFH zeigt jedoch auch 
auf, dass es für spätere Ren-
tenjahrgänge zu einer Doppel-
besteuerung kommen wird, 
da der Rentenfreibetrag mit 
jedem späteren Jahr des Ren-
teneintritts geringer wird und 
erhebliche Beiträge zur Ren-
tenversicherung aus bereits 
versteuertem Einkommen ge-
leistet wurden. Steuerpflichti-

ge, die ab 2040 erstmals Rente 
beziehen, müssen ihre gesam-
te Rente versteuern, konnten 
aber zuvor nicht die gesamten 
Beiträge zur Rentenversiche-
rung als Sonderausgaben in 
der Einkommensteuererklä-
rung geltend machen, da diese 
erst ab dem Jahr 2025 unge-
kürzt als Sonderausgaben ab-
ziehbar sind.

Der BFH hat außerdem klar-
gestellt, dass es bei privaten 
Renten anders als bei gesetz-
lichen Renten systembedingt 
nicht zu einer Doppelbesteu-
erung kommen kann, da Ren-
ten aus privaten Kapitalan-
lageprodukten nur mit dem 
Ertragsanteil der Besteuerung 
unterliegen. Der durch das 
Gesetz festgelegte Ertrags- 
anteil typisiert die Verzinsung 
der Kapitalrückzahlung für 
die gesamte Dauer des Ren-
tenbezugs. Diese Art der Be-
steuerung verlangt nach der 
Auffassung des BFH nicht, 
dass die Beitragszahlungen 
in der Ansparphase steuerfrei 
gestellt werden.

Und nun? Das Bundesfinanz-
ministerium hat bereits ver-
lauten lassen, dass die Ren-
tenbesteuerung geändert 
werden soll. Wie die Änderun-
gen konkret aussehen sollen 
ist allerdings offen. Es ist eine 
Steuerreform nach der Bun-
destagswahl geplant, es bleibt 
also abzuwarten, was konkret 
umgesetzt wird.

Aktuell kann gegen die Be-
steuerung seiner Rentenbezü-
ge nur vorgehen, wer bereits 
in Rente ist und im konkreten 
Einzelfall nachweisen kann, 
dass es zu einer Doppelbe-
steuerung kommt. Das zu be-
rechnen stellt einen erhebli-
chen Aufwand dar, Kosten und 
Nutzen sind daher abzuwägen.

Mit zwei Urteilen vom 19.05.2021 hat der BFH zwar die Klagen wegen des Vorwurfs der Doppelbesteuerung von Renten im konkre-
ten Einzelfall zurückgewiesen, er zeigt aber auch auf, was künftige Rentner erwartet.

Carolin Knapp
Steuerberaterin

cknapp@mhp-kanzlei.de

Steffen Hort 
Steuerberater

short@mhp-kanzlei.de

Die KfW hat ihre Programme 
überarbeitet und folgende 
Kreditbedingungen verbes-
sert:

KfW-Schnellkredit
•	 Der Kreditbetrag pro Unter-

nehmensgruppe wurde auf 
bis zu 1,8 Mio. EUR erhöht. 

•	 Die Anzahl der möglichen 
Anträge pro Unternehmen 
wurde auf drei Anträge er-
höht.

KFW-CORONA-HILFE:
VERBESSERTE KREDITBEDINGUNGEN 

KfW-Unternehmerkredit und 
ERP-Gründerkredit 
Der Kredithöchstbetrag 
für Kredite mit einer Lauf-
zeit über 6 Jahre wurde auf  
1,8 Mio. EUR erhöht.

Weitere Details erfahren Sie 
auf der Internetseite der KFW: 
www.kfw.de

Steffen Hort 
Steuerberater

short@mhp-kanzlei.de


